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Teil I: 

Ziele, Zweck, Inhalt und wesentliche Auswirkungen der Planung

1.
Einleitung

1.1
Planungsanlass

In der Stadt Damme ist eine starke Zunahme von Tierhaltungsanlagen zu erwarten. Hiermit geht ein zunehmender Siedlungsdruck auf die bisher unbebauten Landschaftsräume einher. Nach den städtischen Zielvorstellungen sollen die bisher wenig oder nicht bebauten Landschaftsräume von Nutzungen, die die Tourismus- und Naherholungsfunktionen des Raumes beeinträchtigen können, weitgehend freigehalten werden. Vor diesem Hintergrund besteht aus Sicht der Stadt Damme das Erfordernis, planerisch die in der freien Landschaft absehbaren Nutzungskonflikte vorsorgend zu entflechten. Hierzu werden 29 Bebauungspläne für das gesamte Stadtgebiet der Stadt Damme aufgestellt, in denen bestimmte Räume definiert werden, die von Tierhaltungsanlagen zukünftig freigehalten werden sollen.

Der Bebauungsplan Nr. 151/16 ist für den Ortsteil Bokern aufgestellt worden und mit Bekanntmachung am 15.12.2012 in Kraft getreten.

Bei zwei Tierhaltungsbetrieben haben sich die Betriebsplanungen soweit geändert, dass die Bauleitplanung zur Sicherung der Betriebsentwicklung angepasst werden soll; die geplanten baulichen Veränderungen stellen im Sinne der städtischen Ziele eine verträglichere Lösung dar, als in dem in Kraft getretenen Bebauungsplan noch vorgesehen war.

Da eine Fläche planerisch einbezogen werden soll, die bisher nicht zum Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 151/16 gehörte (Ergänzungsbereich), erfolgt die Bauleitplanung als Neuaufstellung, wobei es sich bei vier Flächen um Teilbereiche des Bebauungsplanes Nr. 151/16 und bei einer Fläche um die neu von einem Bebauungsplan erfasste Fläche handelt.

1.2
Rechtsgrundlagen

Rechtliche Grundlagen des Bebauungsplanes Nr. 151/16 sind das Baugesetzbuch (BauGB), die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO), die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Inhalts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV) und das Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz, jeweils in der zur Zeit geltenden Fassung. 

1.3
Beschreibung des Plangebietes

Siedlungs-, Nutzungs- und Verkehrsstruktur

Bei dem Ortsteil Bokern handelt es sich um einen ländlich geprägten Ortsteil östlich des Hauptortes Damme. Neben mehreren landwirtschaftlichen Hofstellen (z. T. mit Altenteilerwohnhaus) und gewerblichen Tierhaltungsbetrieben befindet sich im Ortsteil ein Wohngebäude (ehem. Gaststätte). Diese Nutzungen reihen sich in weitgehend loser Anordnung beidseitig der Straße Bokern/K 272.

1.4
Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Mit dem Ziel der Freihaltung von Bereichen von Tierhaltungsanlagen werden im Stadtgebiet Damme ortsteilweise einfache Bebauungspläne aufgestellt. Der Geltungsbereich der 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 151/16 als Neuaufstellung eine Teilfläche südlich und östlich der Hofstelle 16/4, Bokern 2, und drei Teilflächen südlich der Hofstelle 16/7, Bokern 6.
Die Geltungsbereiche dieser Neuaufstellung des Bebauungsplanes sind der Planzeichnung zu entnehmen. Die Geltungsbereiche bestehen aus Teilflächen des Bebauungsplanes Nr. 151/16 und einer Fläche die bisher nicht zum Bebauungsplan Nr. 151/16 gehörte und hier als Ergänzungsbereich bezeichnet wird.
1.5
Planungsrahmenbedingungen

Landesraumordnungsprogramm

Im Landesraumordnungsprogramm finden sich für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes keine Ausweisungen.

Regionales Raumordnungsprogramm

Im Regionalen Raumordnungsprogramme des Landkreises Vechta wird der Geltungsbereich des Bebauungsplanes als Gebiet mit besonderer Bedeutung für Erholung und als Gebiet mit besonderer Bedeutung für die Landwirtschaft ausgewiesen.
Die Regelungen des Bebauungsplanes beeinträchtigen die ausgewiesenen Gebiete in ihrer Eignung und besonderen Bedeutung nicht. Vielmehr werden bauliche Nutzungen, die die Erholungseignung beeinträchtigen können, dort konzentriert, wo bereits bauliche Nutzungen vorhanden sind; hierdurch werden potenzielle Beeinträchtigungen auf ein verträgliches Maß minimiert. Die Belange der Landwirtschaft werden dem Bedarf bzw. der spezifischen Situation der Betriebe entsprechend berücksichtigt; die landwirtschaftliche Flächenbewirtschaftung ist durch diesen Bebauungsplan nicht betroffen.

Flächennutzungsplan

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Damme ist der Geltungsbereich als Fläche für die Landwirtschaft und in dem Teilbereich IV an der Hofstelle 16/7 als Wald dargestellt.
Die Planung ist aus dem Flächennutzungsplan entwickelt, da diese Darstellung Fläche für die Landwirtschaft im Flächennutzungsplan durch diesen einfachen Bebauungsplan nur konkretisiert wird. Bei der als Wald dargestellten Fläche handelt es sich um einen, der Hofstelle räumlich direkt benachbarten Baumbestand, der kleinflächige überplant wird. Aus Sicht der Stadt Damme handelt es sich auch hier um die Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan.

Bei der Festsetzung von Flächen, die von einer Bebauung freizuhalten sind, kann bei einem einfachen Bebauungsplan von der Festsetzung der Art der Nutzung als Fläche für die Landwirtschaft abgesehen werden; die Art der Nutzung wird dann durch § 35 BauGB bestimmt. Damit stimmt die Bebauungsplanung mit der Zielvorgabe der Darstellung im Flächennutzungsplan überein und konkretisiert diese räumlich.

Bebauungspläne

Vier Teilflächen des Bebauungsplanes sind durch den einfachen Bebauungsplan Nr. 151/16 erfasst. In den Teilbereichen I (nördlicher Teil) und II ist eine von Bebauung mit Tierhaltungsanlagen freizuhaltenden Fläche festgesetzt. Die Teilflächen I (südlicher Teil) und II sind von diesem Bebauungsverbot freigehalten; hier gilt eine Höhenbegrenzung für bauliche Anlagen von 12 m.
Die Teilfläche IV liegt nicht innerhalb eines Bebauungsplanes.

Wald

In der Teilfläche liegt Wald im Sinne des Waldgesetzes. Damit wird die Waldumwandlung erforderlich. Da es sich bei diesem Bebauungsplan um einen einfachen Bebauungsplan ohne Regelung der Art der Nutzung handelt, erfolgt die Waldumwandlung in einem nachgelagerten separaten Verfahren nach dem Waldgesetz. Der Landkreis als untere Waldbehörde hat in Vorgesprächen den positiven Ausgang eines Waldumwandlungsverfahrens in Aussicht gestellt, so dass in dem Teilbereich IV ein Bauvorhaben vom Grundsatz her möglich und der Bebauungsplan realisierbar ist.

2.
Ziele und Zwecke der Planung

Planungsanlass und Planungsziel

In der Stadt Damme wird - wie in der Region Südoldenburg - in einem sehr hohen Maße Tierhaltung betrieben; diese erfolgt in Abhängigkeit der Flächenausstattung der tierhaltenden Betriebe im Rahmen landwirtschaftlicher Betriebe oder gewerblicher Tierhaltungsbetriebe. Nach den Daten des Nds. Landesamtes für Statistik sind für die Dammer tierhaltenden Betriebe mit ca. 7.000 ha landwirtschaftlicher Fläche im Dammer Stadtgebiet (Katasterflächen, Flächenerhebung tatsächliche Nutzung 2009) 41.284 Großvieheinheiten (Agrarstrukturerhebung 2007) verzeichnet, d. h. eine Viehdichte von 5,9 GVE/ha
.

Nach einer aktuellen Studie der Fachhochschule Münster
 ist die Landwirtschaft bzgl. der Tierhaltung durch die folgenden Parameter gekennzeichnet:

· Ein Anteil von 73 % der landwirtschaftlichen Fläche in Damme wird als Ackerland genutzt.

· Auf 45 % der Ackerflächen wird Maisanbau betrieben; in Damme hat insbesondere der Anbau von Mais als Körnermais- bzw. Corn-Cob-Mix (CCM) eine hohe Bedeutung.

· Die Viehdichten – in der Stadt Damme vorwiegend durch Haltung von Schweinen, Hühnern und Rindern – sind im Landkreis Vechta und speziell in der Stadt Damme besonders hoch: nach den im Gutachten ausgewiesenen Zahlen im Landkreis Vechta 5,78 GVE/ha und in der Stadt Damme 7,3 GVE/ha.

· Auf Grund der hohen Viehdichte gibt es mit dem Anfall an tierischen Ausscheidungen einen eindeutigen Nährstoffüberschuss; der Nährstoffanfall ist in der Stadt Damme besonders hoch: sowohl bei dem jährlichen Gülleanfall pro ha landwirtschaftlicher Fläche als auch den Nährstoffen Stickstoff, Phosphor und Kalium (jeweils pro ha) verzeichnet Damme gegenüber den umliegenden Kommunen höhere Werte.

Die Tierhaltung in dieser Ausprägung führt bereits jetzt zu umfangreichen Auswirkungen auf die Raumnutzung hinsichtlich der landwirtschaftlichen Flächennutzung, der Anzahl baulicher Tierhaltungsanlagen, der Entsorgung der tierischen Ausscheidungen auf landwirtschaftlichen Nutzflächen sowie hinsichtlich der Geruchsbelastung des Raumes.

In der Stadt Damme hat der Tourismus einen großen wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Stellenwert. Damme gehört zu der Region, die unter dem Markenzeichen „Erholungsgebiet Dammer Berge“ die natürlichen und kulturellen Potenziale für den Tourismus als Wirtschaftssektor nutzt. Diese Potenziale einschließlich eines attraktiven Landschaftsraumes haben darüber hinaus in Damme eine hohe Bedeutung für die Naherholung, als ein wichtiger Bestandteil einer hohen Wohnqualität in der Stadt Damme und der Region.

Die landschaftlichen und topographischen Besonderheiten (s. auch Kap. 3.2.2) der Dammer Berge, des Vorlandes der Dammer Berge, der Moore und des Dümmers werden durch eine vielseitige Infrastruktur (Wanderwege, Radwege, Reitwege) sowie Gastronomie- und Beherbergungsbetriebe für den Tourismus, die Erholung und die auf die Wohnbevölkerung bezogene Naherholung erschlossen. Diese Struktur wird ergänzt durch zahlreiche Kultur-, Freizeit- und Sportangebote. Die vielfältigen und qualitätvollen Landschaftsräume und ihr hoher Erholungswert bilden die Basis für den Tourismus und die Erholung.

Der Erhalt dieser Landschaftsfunktion ist damit ein wichtiges städtisches Ziel und trägt dazu bei, den hohen Stellenwert des Tourismus und der Erholung zu erhalten und zukünftig weiter auszubauen. Insgesamt hält es die Stadt Damme für städtebaulich erforderlich, die touristische Qualität im Stadtgebiet durch Erhaltung der Attraktivität der Landschaftsräume nachhaltig zu sichern. Das bedeutet auch, dass unverträgliche bauliche Anlagen in diesen Bereichen nicht angesiedelt werden sollen; bauliche Anlagen können je nach äußerem Erscheinungsbild, Größe und Höhe zu einer Überformung des Landschaftsbildes führen und damit das Landschaftserleben negativ beeinflussen.

Die Stadt Damme betreibt eine langfristige räumliche Entwicklungsplanung, die neben einer bedarfsgerechten Siedlungsentwicklung für Wohngebiete und Gewerbe-/Industriegebiete auch eine weitgehende Schonung und Freihaltung des unbebauten Landschaftsraumes auch für die Funktionen Naherholung und Tourismus im Blick hat. Die Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebe und der gewerblichen Tierhaltungsbetriebe vollzieht sich bisher in der Anlagengenehmigung auf der Grundlage des § 35 BauGB ebenfalls nach den Grundsätzen der weitgehenden Schonung und Freihaltung des unbebauten Landschaftsraumes.

Mit der erkennbaren Zunahme der Anträge neuer Tiefhaltungsanlagen – bei einer sehr hohen vorhandenen Stallanzahl (von 413 tierhaltenden Betrieben; Quelle Landkreis Vechta) und Viehdichte - besteht die Gefahr der zunehmenden Inanspruchnahme des bisher unbebauten Landschaftsraumes. Mit der Beeinträchtigung der Landschaftsräume durch eine 
übermäßige Anzahl von – insbesondere größeren - baulichen Anlagen in der bisher gering bebauten Landschaft besteht die Gefahr, dass die bisherige Eignung und Qualität der Landschaft substanziell abgewertet werden und damit eine Funktionseinschränkung/ein Funktionsverlust der Dammer Landschaftsräume für die Naherholung und den Tourismus eintritt.

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens auf der Grundlage des § 35 BauGB ist die Einflussnahme der Stadt Damme über das Instrument des Einvernehmens begrenzt; insbesondere Vorsorgeaspekte bzgl. Freiraumnutzung können nicht in dem für die Stadt Damme gebotenen Umfang eingebracht und von Seiten der Genehmigungsbehörde berücksichtigt werden.

Vor dem Hintergrund der absehbaren starken Zunahme von Tierhaltungsanlagen, des zunehmenden Siedlungsdrucks von Tierhaltungsanlagen auf die bisher unbebauten Landschaftsräume und des städtischen Ziels des weitgehenden Freihaltens der bisher wenig oder nicht bebauten Landschaftsräume besteht aus Sicht der Stadt Damme das Erfordernis, planerisch die in der freien Landschaft absehbaren Nutzungskonflikte vorsorgend zu entflechten. Hierzu sollen bestimmte Räume definiert werden, die von Tierhaltungsanlagen freigehalten werden sollen.

Zu den Möglichkeiten der Bauleitplanung wird in einem aktuellen Urteil des OVG Lüneburg
 ausgeführt, dass die Erholung und der Tourismus öffentliche Belange sind, die bei der Aufstellung von Bebauungsplänen zu berücksichtigen sind. Dabei kommt es nicht darauf an, ob Flächen möglicherweise aus naturschutzfachlicher oder landespflegerischer Sicht besonders schützenswert sind, wenn die planende Gemeinde das gesamte Gebiet für den Tourismus attraktiv halten möchte. Eine Gemeinde darf vorsorgend eine Zersiedelung des Außenbereichs planerisch verhindern, wenn dies durch städtebaulich zulässige Ziele gefordert wird, und muss nicht abwarten, bis die Zersiedlung ihres Außenbereiches bereits ein hohes Maß erreicht hat.

Dass im Zuge der Abwägung in der Bauleitplanung ein Tierhaltungsbetrieb in gravierender Weise an einer baulichen Nutzung großer Grundstücksflächen in der zuvor nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB zulässigen Weise gehindert wird, hat er angesichts des Gewichts der gegenläufigen Belange hinzunehmen. Die Gegebenheiten im Außenbereich in der Region Südoldenburg mit Intensivtierhaltung haben sich in starkem Maße verändert, so dass die planenden Kommunen Erscheinungen bewältigen müssen, die sich von dem ursprünglichen Bild herkömmlicher landwirtschaftlicher Betätigung zunehmend entfernen. Die aufgeworfenen Probleme erfordern zur Lösung eine Neugewichtung der gegenläufigen Belange und damit auch der Eigentumsbelange.
 

Allgemeine Grundsätze bei der Abgrenzung von Flächen, die von Tierhaltungsanlagen freizuhalten sind

Bei der Abgrenzung der Flächen, die von Bebauung mit Tierhaltungsanlagen freizuhalten sind, gelten unter Berücksichtigung der privaten Belange der bestehenden Betriebe (u. a. Bestandssicherung, Entwicklungsmöglichkeiten) und des öffentlichen Belangs des weitgehenden Freihaltens bisher unbebauter Landschaftsräume die folgenden Grundsätze:

· Die Erweiterung erfolgt vordringlich an der Hofstelle/am Betriebsstandort (und ggf. an einem bestehenden externen Stallstandort) angrenzend an die mit Gebäuden und Anlagen genutzte Betriebsfläche und im räumlich funktionalen Zusammenhang mit dieser Betriebsfläche; hier jeweils möglichst als kompakte Erweiterung und unter Vermeidung einer Längsentwicklung zur Minimierung der Eingriffe in das Landschaftsbild.

Sofern eine Erweiterung an der Hofstelle/am Betriebsstandort oder an einem bestehenden externen Stallstandort (unter Berücksichtigung aller zum Betrieb/zu einem Betreiber gehörenden Hofstellen/Betriebsstandorte und externen Stallstandorte) nicht möglich ist, wird ein externer Standort im Eigentum des Landwirtes/des Betriebsinhabers geprüft und bei Eignung aus dem Bereich ausgespart, der von Bebauung freizuhalten ist. Dieser wird in der Regel direkt nach dem Ortstermin des Gutachters der Landwirtschaftskammer mit dem Betriebsinhaber vor dem ersten Beteiligungsverfahren im Bebauungsplanverfahren in den politischen Gremien der Stadt beraten und vorentschieden; das Beratungsergebnis ist zunächst in den Vorentwurf dieses Bebauungsplanes aufgenommen worden.
Bei der Beurteilung, ob eine Erweiterung an der Hofstelle/am Betriebsstandort möglich ist, ist bei Entwicklungshemmnissen aufgrund der immissionsschutzrechtlichen Anforderungen im Sinne der kommunalen Planungsziele auch der Einsatz geruchsmindernder Stall- und Lüftungstechniken (Geruchsfilter, Abluftwäsche) zu unterstellen; ein externer Standort kommt als Alternative erst in Betracht, wenn eine Geruchsfilterung oder Abluftwäsche technisch nicht in dem erforderlichen Umfang möglich ist.

Bei der Beurteilung der Eignung eines externen Standortes sind die Auswirkungen auf Natur- und Landschaft sowie die Naherholungs- und Tourismusfunktionen und ‑potenziale sowie immissionsschutzrechtliche Aspekte maßgeblich.

· Bei verpachteten Betrieben und Stallanlagen mit realistischer Möglichkeit und geäußerter Absicht der Wiederaufnahmen der Eigenbewirtschaftung mit Hofnachfolge erfolgt eine Bestandssicherung. Der derzeitige Anlagenbestand wird aus dem Bereich ausgespart, der von Bebauung freizuhalten ist. Erweiterungsflächen an der Hofstelle/an dem Betriebsstandort oder neue externe Standorte für neue Tierhaltungsanlagen werden nicht vorgesehen, solange sich die Situation als Immobilienverpachtung darstellt und die Eigenbewirtschaftung nicht wieder aufgenommen wird; hierdurch soll der Missbrauch von Entwicklungsflächen für andere Tierhaltungsbetriebe vermieden werden.

· Bei verpachteten Betrieben und Stallanlagen ohne realistische Möglichkeit der Wiederaufnahmen der Eigenbewirtschaftung und bei Betrieben ohne Hofnachfolge erfolgt eine Bestandssicherung durch Aussparung des derzeitigen Anlagenbestandes aus dem Bereich, der von Bebauung freizuhalten ist. Dieses gilt jedoch nur bei Standorten, die in eine Ortslage eingebunden sind, nicht bei Hofstellen/Betriebsstandorten in Alleinlage. Erweiterungsflächen an der Hofstelle/an dem Betriebsstandort oder neue externe Standorte für neue Tierhaltungsanlagen werden nicht vorgesehen; hierdurch soll der Missbrauch von Entwicklungsflächen für andere Tierhaltungsbetriebe vermieden werden.

In den Flächen, die von Bebauung mit Tierhaltungsanlagen freizuhalten sind, sind neben den Ställen auch die zugehörigen Anlagenteile, wie Lagerstätten für Viehfutter, Lagerstätten für tierische Ausscheidungen, Abluftreinigungsanlagen, befestigte Hofflächen (Bewegungs-, Lager-, Stellflächen) und Nebenanlagen, nicht zulässig. Diese sind nur noch in den Flächen zulässig, die von den Freihalteflächen ausgespart sind.

Für die Einbeziehung des Entwicklungsstandes und –bedarfs sowie der räumlichen Entwicklungsmöglichkeiten der Höfe/der Betriebe in die Planung liegen Beurteilungen der Landwirtschaftskammer Weser-Ems vor.

3.
Wesentliche Auswirkungen der Planung: Grundlagen und Ergebnisse der Abwägung

3.1
Ergebnisse der Beteiligungsverfahren

Gemäß § 3 (1) und (2) BauGB sowie § 4 BauGB werden Beteiligungsverfahren in Form der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung, der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der öffentlichen Auslegung durchgeführt. Die in den genannten Verfahren von der betroffenen Öffentlichkeit und den Trägern öffentlicher Belange vorgetragenen Hinweise und Anregungen zu den Planinhalten werden im Weiteren in die Abwägung der öffentlichen und privaten Belange gemäß § 1 (7) BauGB eingestellt.

Von der frühzeitige Beteiligung wird gemäß § 3 (1) Satz 2 BauGB abgesehen, da sich die Planung nur unwesentlich auf das Plangebiet und die Nachbargebiet auswirkt und eine Unterrichtung und Erörterung bereits im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 151-16 erfolgt ist. Die Beteiligung der Fachbehörden, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, - hier der Landkreis Vechta - ist über Erörterungsgespräche erfolgt.

3.1.1
Ergebnisse der parallel zur öffentlichen Auslegung durchgeführten Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 (2) BauGB

Im Rahmen der Beteiligung der Fachbehörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB sind die folgenden wesentlichen Anregungen und Hinweise vorgebracht worden:

· Korrekturhinweise zur Planzeichnung (Landkreis Vechta)

Die Planzeichnung wird entsprechend korrigiert.

· Erläuterung des Begriffes Ergänzungsbereich erforderlich (Landkreis Vechta)

Die Begründung wird ergänzt.

· Hinweis auf Versorgungsanlagen und Schutzanforderungen (Oldenburgisch Ostfriesischer Wasserverband)

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

· Hinweis auf die Bergbauberechtigung der OEG Oldenburgische Erdölgesellschaft mbH (Exxon Mobil)

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

3.1.2
Ergebnisse der öffentlichen Auslegung nach § 3 (2) BauGB

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB sind keine Stellungnahmen eingegangen.

3.1.1
Ergebnisse der parallel zur öffentlichen Auslegung gemäß § 4a (3) BauGB durchgeführten erneuten Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 (2) BauGB

Im Rahmen der Beteiligung der Fachbehörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB sind die folgenden wesentlichen Anregungen und Hinweise vorgebracht worden:

· Hinweis auf Versorgungsanlagen und Schutzanforderungen (Oldenburgisch Ostfriesischer Wasserverband)

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

· Hinweis auf die Bergbauberechtigung der OEG Oldenburgische Erdölgesellschaft mbH (Westnetz)

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

· Vorschlag der Kompensationsmaßnahmen an Gewässern (Unterhaltungsverband Hunte)

Kompensationsmaßnahmen sind direkt an den Hofstellen vorgesehen.

3.1.2
Ergebnisse der erneuten öffentlichen Auslegung nach § 4a (3) BauGB i. V. m. § 3 (2) BauGB

Im Rahmen der erneuten öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB sind keine Stellungnahmen eingegangen.

3.2
Relevante Abwägungsbelange 

3.2.1
Landwirtschaft und gewerbliche Tierhaltungsbetriebe

In diesem Bebauungsplan sind die Abgrenzungen der Flächen, die von Bebauung mit Tierhaltungsanlagen freizuhalten sind, aus den folgenden Gründen vorgenommen worden:

· Betrieb 16/4

Für diesen Betrieb mit Mastschweine- und Mastbullenhaltung, der bisher auch einen Pachtstall der östlich benachbarten Hofstelle (vormalige Ordnungsnummer: 16/5) nutzt, ist eine Erweiterung um weitere Schweinemastplätze geplant. Die benötigte Erweiterungsfläche beträgt ca. 1,26 ha und war nach der bisherigen Bauleitplanung am Hof-/Betriebsstandort in Richtung Süden vorgesehen. Die östlich benachbarte Hofstelle konnte erworben werden, so dass die neue Hofstelle mit einer südlichen Entwicklungsfläche für einen neuen Stall für eine Betriebsentwicklung genutzt werden soll; die bisherige vorgesehene Entwicklungsfläche südlich der Hofstelle 16/4 in Richtung Süden entfällt.
Im Bebauungsplan wird eine Entwicklungsfläche am Hof-/am Betriebsstandort entsprechend der Beurteilung der Landwirtschaftskammer (November 2013) berücksichtigt und aus dem festgesetzten Bereich, der von Bebauung mit Tierhaltungsanlagen freizuhalten ist, ausgespart (Teilbereich I nördlicher Teil). Die bisher als Erweiterungsfläche vorgesehen Fläche entfällt und wird als Fläche festgesetzt, die von Bebauung mit Tierhaltungsanlagen freizuhalten ist (Teilbereich I, südlicher Teil)
Die potenzielle Entwicklungsfläche Teilbereich I nördlicher Teil wird südlich des Gebäudebestandes als Acker bewirtschaftet und weist keine besondere Bedeutung aus Sicht von Natur und Landschaft auf. Sie ist von der höher gelegenen L 853 einsehbar. In der näheren Umgebung sind keine stickstoffempfindlichen Lebensräume ausgeprägt.

Die Eingriffe in das Landschaftsbild und damit die möglichen Auswirkungen auf die Naherholung und den Tourismus im Raum werden durch die Anbindung an die bereits vorhandene Hoflage minimiert; im Rahmen der Eingriffsregelung auf der Ebene der Anlagengenehmigung ist durch eine randliche Eingrünung eine weitere Minimierung der Auswirkungen sicherzustellen.

Nach Einschätzung des Landkreises ist eine Erweiterung der Schweinehaltung nur mit einer Abluftbehandlungsanlage möglich.

· Betrieb 16/7

Für diesen entwicklungsfähigen Haupterwerbsbetrieb mit Mastschweine-, Mastbullen- und Mastrinderhaltung ist eine Erweiterung mit Schweinemast geplant. Die benötigte Erweiterungsfläche beträgt ca. 1,87 ha. Für die Erweiterung sind von Seiten der Landwirtschaftskammer und des Betriebes drei Standorte geprüft worden (s. B-Plan 151/16, Begründung) und letztlich eine Erweiterungsfläche am Hof-/Betriebsstandort in Richtung Süden mit einer neuen Erschließung aus Richtung Süden von der L 853 vorgesehen worden.

Die Entwicklungsfläche am Hof-/am Betriebsstandort südlich der Hofstelle ist nunmehr zweigeteilt worden, um den immissionsrechtliche Ansprüchen bezüglich der Weiterentwicklung des Hofes zu genügen; eine neue Teilfläche wird direkt der Hofstelle zugeordnet und die bisher weit in Richtung Süden ragende Entwicklungsfläche kann zugunsten einer kompakteren baulichen Entwicklung verkürzt werden.  Beide Teilbereich sind nach Einschätzung des Landkreises aus immissionsschutzrechtlicher Sicht geeignet.

Im Rahmen der Eingriffsregelung auf der Ebene der Anlagengenehmigung ist durch eine randliche Eingrünung eine Minimierung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild und damit die möglichen Auswirkungen auf die Naherholung und den Tourismus im Raum sicherzustellen.
Im Bebauungsplan wird eine Entwicklungsfläche am Hof-/am Betriebsstandort entsprechend der Beurteilung der Landwirtschaftskammer berücksichtigt und aus dem festgesetzten Bereich, der von Bebauung mit Tierhaltungsanlagen freizuhalten ist, ausgespart (Teilbereiche II und IV). Die bisher als Erweiterungsfläche vorgesehen Fläche wird verkleinert; der nicht mehr benötigte Teilbereich wird als Fläche festgesetzt, die von Bebauung mit Tierhaltungsanlagen freizuhalten ist (Teilbereich III).

3.2.2
Tourismus, Erholung und Naherholung 

In der Stadt Damme hat der Tourismus einen großen wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Stellenwert. Damme gehört zu der Region, die unter dem Markenzeichen „Erholungsgebiet Dammer Berge“ die natürlichen und kulturellen Potenziale für den Tourismus als Wirtschaftssektor nutzt. Diese Potenziale einschließlich eines attraktiven Landschaftsraumes haben darüber hinaus in Damme eine hohe Bedeutung für die Naherholung, als ein wichtiger Bestandteil einer hohen Wohnqualität in der Stadt Damme und der Region.

Zu den natürlichen Potenzialen sind die landschaftlichen Besonderheiten zu zählen. Die Dammer Berge gehören zu einem Endmoränenbogen (Rehburger Stadium der Saale Eiszeit), der sich in ostwestlicher Richtung quer durch Niedersachsen erstreckt, von dem durch Verwitterung und Erosion jedoch nur noch einzelne Restberge erhalten sind, u. a. die Dammer Berge. Der Endmoräne vorgelagert sind vom Schmelzwasser aufgeschüttete Sanderflächen und das Urstromtal der Hunte, mit heute großflächigen Mooren und dem diluvialen Flachsee Dümmer.
 Auf engstem Raum der Stadt Damme (und Umgebung) stellt sich eine Landschaft dar, die durch die vorderste Kante der Eismasse einer Eiszeit gebildet und in ihrer weiteren Entwicklung geprägt worden ist (s. auch Abbildung im Anhang). Auch die sich in den letzten Jahrhunderten herausgebildete Siedlungsstruktur südöstlich der Dammer Berge hebt sich aus der Struktur der Region ab: Zu finden sind dicht gedrängte zahlreiche Haufendörfer mit dem Urpfarrdorf Damme als Zentralort. Auf der Nordseite der Dammer Berge liegen dagegen Haufendörfer in weiten Abständen zueinander mit zahlreichen Einzelhöfen in Streulage in den Räumen zwischen den Dörfern.
 Diese Grundsiedlungsstruktur ist heute noch ablesbar und prägt die Kulturlandschaft, auch wenn mittlerweile (in den Anfängen seit Mitte des 19. Jahrhunderts) auch in der Stadt Damme Flächen in den Zwischenräumen der Dörfer für z. B. Hofaussiedlungen in Anspruch genommen wurden.

Die landschaftlichen und topographischen Besonderheiten der Dammer Berge, des Vorlandes der Dammer Berge, der Moore und des Dümmers werden durch eine vielseitige Infrastruktur (Wanderwege, Radwege, Reitwege) sowie Gastronomie- und Beherbergungsbetriebe für den Tourismus, die Erholung und die auf die Wohnbevölkerung bezogene Naherholung erschlossen. Diese Struktur wird ergänzt durch zahlreiche Kultur-, Freizeit- und Sportangebote. Die Basis für den Tourismus bilden die vielfältigen und qualitätvollen Landschaftsräume und ihr hoher Erholungswert.

Nach den publizierten Unterlagen der Touristeninformation Dammer Berge bestehen in der Stadt Damme Übernachtungsmöglichkeiten in 6 Hotels, einer Pension, 3 Betrieben mit dem Angebot Ferien auf dem Bauernhof, 6 Ferienwohnungen, einem Jugendgästehaus und einer Jugendherberge. Im Jahr 2008 wurden in den 6 größeren Beherbergungsbetrieben in Damme mit 9 Betten und mehr 46.265 Übernachtungen gezählt
; hinzu kommen die von der Statistik nicht erfassten Übernachtungen in den kleineren Beherbergungsbetrieben.

Der Erhalt dieser Landschaftsfunktion ist damit ein wichtiges städtisches Ziel und trägt dazu bei, den hohen Stellenwert des Tourismus und der Erholung zu erhalten und zukünftig weiter auszubauen. Insgesamt hält es die Stadt Damme für städtebaulich erforderlich, die touristische Qualität im Stadtgebiet durch Erhaltung der Attraktivität der Landschaftsräume nachhaltig zu sichern. Das bedeutet auch, dass unverträgliche bauliche Anlagen in diesen Bereichen nicht angesiedelt werden sollen; bauliche Anlagen können je nach Anzahl, äußerem Erscheinungsbild, Größe und Höhe zu einer Überformung des Landschaftsbildes führen und damit das Landschaftserleben negativ beeinflussen.

Der Ortsteil Bokern liegt innerhalb des „Erholungsgebietes Dammer Berge“ im Bereich des südlichen Vorlandes der Dammer Berge und gehört – mit den umliegenden Ortsteilen - zu einem großräumig touristisch genutzten Bereich.

Im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises ist der Ortsteil – mit Ausnahme eines schmalen Streifens nördlich der L 853 – als Gebiet mit besonderer Bedeutung für Erholung ausgewiesen. 

Im nordwestlichen Gebiet des Ortsteils verläuft der Radwanderweg „Rund um die Dammer Berge“. Nördlich und östlich von Bokern verlaufen darüber hinaus der Radfernweg „Oldenburger Münsterland“ und der Radwanderweg „Dörfer-Städte-Landschaften“; von dem südlich von Bokern verlaufenden Radwanderweg „Seen-Tour“ besteht nur von einem kurzen Streckenabschnitt Einblick in den Raum des Ortsteils.

Wanderwege sind innerhalb des Ortsteils nicht ausgewiesen. Jedoch verlaufen nordwestlich Haupt- und Bezirkswanderwege und nördlich der Fernwanderweg „Pickerweg“.

Auf Grund der topographischen Verhältnisse sind viele Teile des Ortsteils Bokern von den umlaufenden touristischen Wegen und Naherholungswegen auf zum Teil weiten Strecken, zum Teil punktuell einsehbar. Dieses gilt auch für die Aussichtspunkten am Rand der Wälder der Dammer Berge.

Aber auch von der Landesstraße L 853 m als Teil des überregionalen Straßennetzes bestehen besondere Blickbeziehungen in die tiefer gelegenen Hofstellen und ihre Erweiterungsflächen beidseitig der Straße Bokern. Diese Straße verbindet die touristischen Attraktionen Ort Damme/Dammer Berge und Dümmer.

3.2.3
Ergebnisse des Umweltberichtes

Im Umweltbericht sind die Umweltauswirkungen beschrieben und bewertet. Die vorliegende Bauleitplanung konzentriert die Zulässigkeit von Tierhaltungsanlagen auf städtebaulich geeignete Flächen, schafft jedoch keine zusätzlichen Baurechte, begründet keine zusätzlich zulässigen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft und keine Waldumwandlung. 

Im Hinblick auf die im Plangebiet zulässigen konkreten Bauvorhaben ist die Einhaltung der Maßgaben des Artenschutzrechtes, der Waldumwandlung und der Eingriffsregelung im Rahmen des Bauantrages zu prüfen und sicherzustellen.
3.2.4 Belange des Immissionsschutzes

Emissionen aus der Tierhaltung

Mit dem Ausschluss von potenziell Gerüche emittierenden Tierhaltungsanlagen in bestimmten Bereichen verweist dieser Bebauungsplan die Errichtung von Tierhaltungsanlagen auf die nicht von der Festsetzung „von Bebauung mit Tierhaltungsanlagen freizuhaltende Flächen“ überzogene Bereiche. Diese liegen in diesem Bebauungsplan direkt neben der jeweiligen Hofstelle und damit teilweise in der Nähe einer Siedlungsentwicklungsfläche des Hauptortes Damme und von empfindlichen Biotopen (u. a. Wald).

Die einzelnen Entwicklungsflächen für neue Tierhaltungsanlagen sind - bezogen auf die Entwicklungsvorstellungen der Betriebe (geplante Stallgröße und Art der Tierhaltung) - durch die Genehmigungsbehörde beim Landkreis Vechta hinsichtlich ihrer Realisierbarkeit aus immissionsschutzrechtlicher Sicht gesichtet worden. Nach gegenwärtigem Stand ist eine Realisierbarkeit der von den Betriebsinhabern benannten Entwicklungsvorstellungen bei den Entwicklungsflächen – ggf. unter Einsatz von Geruchsfilteranlagen oder Abgaswäschern – aus immissionsschutzrechtlicher Sicht möglich.

Im Sinne der Ziele der Planung im öffentlichen Interesse, den unbebauten Landschaftsraum nach Möglichkeit von störenden baulichen Anlagen freizuhalten, ist den Betrieben bei der möglichen Erweiterung der Tierhaltung zuzumuten, eine lagebedingt größtmögliche Emissionsminderung zu betreiben.

3.2.5
Belange des Waldes

Innerhalb des Geltungsbereiches liegt im Teilbereich IV eine Waldfläche, die dem Waldgesetz unterliegt. Die Nutzung dieser Fläche als Erweiterungsfläche für den Tierhaltungsbetrieb 16/7, die mit dieser Bauleitplanung räumlich auf diese Fläche gesteuert werden soll, setzt eine Waldumwandlung voraus. Da dieser Bebauungsplan als einfacher Bebauungsplan keine Baurechte neu schafft wird die Waldumwandlung erst bei der Anlagengenehmigung erforderlich und parallel hierzu durchzuführen sein. 
Der Landkreis als untere Waldbehörde hat in Vorgesprächen den positiven Ausgang eines Waldumwandlungsverfahrens in Aussicht gestellt, so dass in dem Teilbereich IV ein Bauvorhaben vom Grundsatz her möglich und der Bebauungsplan realisierbar ist.

4. 
Inhalte der Planung 

In der 1. Änderung und Ergänzung des einfachen Bebauungsplanes Nr. 151/16 als Neufassung werden - wie in den übrigen einfachen Bebauungsplänen Nr. 151/1 bis 29 - Flächen festgesetzt, die von Bebauung in Form von Tierhaltungsanlagen, die gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 4 BauGB zu beurteilen sind, freizuhalten sind. Damit sind die Tierhaltungsanlagen von landwirtschaftlichen Betrieben (§ 201 BauGB) gem. § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB oder gewerblichen Tierhaltungsanlagen gem. § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB erfasst. Zu diesen Tierhaltungsanlagen zählen nach der Regelung in den textlichen Festsetzungen: bauliche Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von Schweinen, Geflügel, Rindern, Schafen, Ziegen, Pferden und Pelztieren einschließlich der dazugehörenden Lagerstätten für Viehfutter, Lagerstätten für tierische Ausscheidungen (Gülle, Jauche, Festmist), Abluftreinigungsanlagen, befestigten Hofflächen (Bewegungs-, Lager-, Stellflächen) und sonstige Nebenanlagen.

Zulässig sind in diesen Flächen jedoch weiterhin die Pferdehaltung in vorhandenen Gebäuden und Unterstände auf Weideflächen zum vorübergehenden Schutz von Tieren.

Die Bebauung für alle übrigen, nach § 35 BauGB zulassungsfähigen Anlagen werden von dieser Festsetzung des Freihaltens von Bebauung ausgenommen (§ 31 (1) BauGB). Von diesen im Außenbereich zulässigen Nutzung gehen - von ihrem Erscheinungsbild her oder aufgrund der Seltenheit der jeweiligen Anlagen - keine erheblichen negativen Auswirkungen auf den Außenbereich bezüglich der Funktion Naherholung und Tourismus aus, so dass über das Genehmigungsverfahren auf der Grundlage der Anforderungen des § 35 BauGB eine ausreichende Konfliktvermeidung oder -bewältigung erfolgt und das Erfordernis einer Bauleitplanung nicht gegeben ist. Diese von der Freihaltefestsetzung von Bebauung ausgenommene Bebauung ist weiter nach § 35 BauGB zulassungsfähig bzw. zu beurteilen.

Das Planungserfordernis für die einzelnen nach § 35 BauGB im Außenbereich möglichen Nutzungen wird von Seiten der Stadt aus den folgenden Gründen nicht gesehen:

· Bebauung für Vorhaben nach § 35 (1) Nr. 1 BauGB (land- und forstwirtschaftlicher Betrieb)

Bei der überwiegenden Anzahl landwirtschaftlicher Betriebe in Damme handelt es sich um tierhaltende Betriebe. Somit kommen Vorhaben, die nicht Tierhaltungsanlagen zuzuordnen sind (z. B. Altenteilerwohnhäuser, Maschinenhallen), nur vereinzelt und nicht in einem Massenauftreten vor. Die von forstwirtschaftlichen Betrieben benötigten baulichen Anlagen (Maschinenhallen) kommen ebenfalls als Einzelvorhaben vor. Auf Grund dieses erwartet zahlenmäßig geringen Auftretens wird ein Planungserfordernis über die Tierhaltungsanlagen und ihre notwendigen Nebenanlagen hinaus von Seiten der Stadt nicht gesehen; die Steuerungsfunktion des § 35 BauGB ist bei diesen Anlagen ausreichend.

· Bebauung für Vorhaben nach § 35 (1) Nr. 2 BauGB (Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung)

Betriebe dieser Art kommen in der Stadt Damme nur untergeordnet vor, so dass hier nicht von einem gehäuften Auftreten störender baulicher Anlagen auszugehen ist. Auf Grund des erwartet zahlenmäßig geringen Auftretens wird ein Planungserfordernis von Seiten der Stadt nicht gesehen; die Steuerungsfunktion des § 35 BauGB ist bei diesen Anlagen ausreichend.

· Bebauung für Vorhaben nach § 35 (1) Nr. 2 BauGB (Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung)

Betriebe dieser Art kommen in der Stadt Damme nur untergeordnet vor, so dass hier nicht von einem gehäuften Auftreten störender baulicher Anlagen auszugehen ist. Auf Grund des erwartet zahlenmäßig geringen Auftretens wird ein Planungserfordernis von Seiten der Stadt nicht gesehen; die Steuerungsfunktion des § 35 BauGB ist bei diesen Anlagen ausreichend.

· Bebauung für Vorhaben nach § 35 (1) Nr. 3 BauGB (öffentliche Versorgung, Abwasserwirtschaft oder ortsgebundener gewerblicher Betrieb)

Betriebe dieser Art kommen in der Stadt Damme nur untergeordnet vor, so dass hier nicht von einem gehäuften Auftreten störender baulicher Anlagen auszugehen ist; dieses gilt auch für Abbaubetriebe sowie zugeordnete verarbeitende Betriebe. Auf Grund des erwartet zahlenmäßig geringen Auftretens wird ein Planungserfordernis von Seiten der Stadt nicht gesehen; die Steuerungsfunktion des § 35 BauGB ist bei diesen Anlagen ausreichend.

· Bebauung für Vorhaben nach § 35 (1) Nr. 4 BauGB (Vorhaben, die nur im Außenbereich ausgeführt werden sollen)

Mit Ausnahme der tierhaltenden Betriebe, bei denen es sich nicht um Landwirtschaft im Sinne des § 201 BauGB handelt (gewerbliche Tierhaltungsbetriebe), kommen Betriebe dieser Art in der Stadt Damme nur untergeordnet vor, so dass hier nicht von einem gehäuften Auftreten störender baulicher Anlagen auszugehen ist. Auf Grund des erwartet zahlenmäßig geringen Auftretens wird ein Planungserfordernis von Seiten der Stadt über die gewerblichen Tierhaltungsbetriebe hinaus nicht gesehen; die Steuerungsfunktion des § 35 BauGB ist bei diesen Anlagen mit Ausnahme der gewerblichen Tierhaltungsbetriebe ausreichend.

· Bebauung für Vorhaben nach § 35 (1) Nr. 5 BauGB (Erforschung, Entwicklung oder Nutzung von Wind- oder Wasserenergie)

Die raumbedeutsamen, gem. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB im Außenbereich zulässigen Windkraftanlagen, die Auswirkungen auf die Funktion des Außenbereich für die Naherholung und den Tourismus entfalten können, sind bereits durch die 15. Änderung des Flächennutzungsplanes raumverträglich gesteuert, so dass auch hierzu kein Erfordernis der Steuerung über diesen einfachen Bebauungsplan besteht.

Die Darstellungen des Flächennutzungsplanes zu Windkraftanlagen und die hiermit erzeugte Ausschlusswirkung gem. § 35 (3) Satz 3 BauGB an anderer Stelle im Stadtgebiet ist unverändert gültig und zu beachten.

Andere Betriebe und Anlagen gem.  § 35 (1) Nr. 5 BauGB kommen in der Stadt Damme nur untergeordnet vor, so dass hier nicht von einem gehäuften Auftreten störender baulicher Anlagen auszugehen ist. Auf Grund des erwartet zahlenmäßig geringen Auftretens wird ein Planungserfordernis von Seiten der Stadt nicht gesehen; die Steuerungsfunktion des § 35 BauGB ist bei diesen Anlagen ausreichend.

· Bebauung für Vorhaben nach § 35 (1) Nr. 6 BauGB (Biomasseanlagen)

Die im Außenbereich gem. § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB zulässigen Biogasanlagen, die als Massenphänomen ebenfalls negative Auswirkungen auf die Funktion der Landschaft als Naherholungs- und Tourismusraum entfalten können, werden durch die Darstellung von Eignungsgebieten im Flächennutzungsplan (37. Änderung des Flächennutzungsplanes) verträglich gesteuert; somit besteht diesbezüglich kein Erfordernis der Einbeziehung in den Regelungsgegenstand dieses Bebauungsplanes.

Die Darstellungen des Flächennutzungsplanes zu Biomassenanlagen und die hiermit erzeugte Ausschlusswirkung gem. § 35 (3) Satz 3 BauGB an anderer Stelle im Stadtgebiet ist unverändert gültig und zu beachten.

· Bebauung für Vorhaben nach § 35 (1) Nr. 7 BauGB (Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Kernenergie oder Entsorgung radioaktiver Abfälle)

Betriebe und Anlagen dieser Art kommen in der Stadt Damme nicht bzw. nur untergeordnet vor, so dass hier nicht von einem gehäuften Auftreten störender baulicher Anlagen auszugehen ist. Auf Grund des erwartet zahlenmäßig geringen Auftretens wird ein Planungserfordernis von Seiten der Stadt nicht gesehen; die Steuerungsfunktion des § 35 BauGB ist bei diesen Anlagen ausreichend.

· Bebauung für Vorhaben nach § 35 (2) und (4) BauGB 

Betriebe oder Anlagen dieser Art kommen in der Stadt Damme nur untergeordnet vor oder sind an das Vorhandensein von Gebäuden gebunden, so dass hier nicht von einem gehäuften Auftreten neuer störender baulicher Anlagen auszugehen ist. Auf Grund des erwartet zahlenmäßig geringen Auftretens neuer Bebauung wird ein Planungserfordernis von Seiten der Stadt nicht gesehen; die Steuerungsfunktion des § 35 BauGB ist bei diesen Anlagen ausreichend.

· Gemäß § 60 NBauO verfahrensfreie Baumaßnahmen

Anlagen dieser Art sind ohne störende Auswirkungen, so dass ein Planungserfordernis von Seiten der Stadt nicht gesehen wird.

Die neuen Erweiterungsflächen der aktiven Betriebe 16/4 und 16/7 (einschließlich einer randlichen Eingrünung) (Teilbereiche I, nördlicher Teilbereich, II und IV) werden im Bebauungsplan Nr. 151/16 von den Flächen, die von Bebauung mit Tierhaltungsanlagen freizuhalten sind, ausgespart. Hier werden zur Minimierung der Auswirkungen neuer Bauwerke auf das Landschaftsbild maximale Höhe baulicher Anlagen von 12 m über Gelände und eine landschaftsgerechte Eingrünung durch einen umlaufenden Pflanzstreifen um neue Anlagen festgesetzt.

Die nicht mehr für die Betriebserweiterungen benötigten Flächen werden als von Bebauung mit Tierhaltungsanlagen freizuhaltende Flächen festgesetzt (Teilbereiche I, südlicher Teilbereich, und III).
Für die landschaftsgerechte Eingrünung werden Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 (1) Nr. 25 b BauGB in einer Breite von 10 m festgesetzt, die im Falle der Neuerrichtung von Tierhaltungsanlagen im Sinne dieses Bebauungsplanes vollflächig mit standortheimischen Laubgehölzen mit einem Baumanteil von 10 % zu bepflanzen sind; die Bepflanzung ist lochversetzt mit einem Pflanzabstand von 1,2 m vorzunehmen. Ausnahmsweise darf der Pflanzsteifen für eine Zufahrt bis zu einer maximalen Breite von 15 m unterbrochen werden. Der Eingrünung ist dauerhaft zu erhalten. 

Die Anpflanzungen werden über die Eingriffsregelung im Rahmen der Anlagengenehmigungen umgesetzt und sind auf die entsprechend der Eingriffsregelung in der Anlagengenehmigung erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen anzurechnen. 
Die im Zuge der Waldumwandlung (16/7) erforderlich werdende Ersatzaufforstung/ Ersatzgeldzahlung wird ebenfalls im Rahmen der Anlagengenehmigung umgesetzt.
Mit der Aufstellung eines einfachen Bebauungsplanes gelten Vorhaben in dem überplanten Bereich im Sinne des Zulässigkeitsrechts weiterhin als Vorhaben in Gebieten nach § 35 (vgl. Ernst-Zinkahn-Bielenberg BauGB Kommentar, § 30 Rn 2); die Festsetzungen des einfachen Bebauungsplanes sind dabei aber als Zulässigkeitsvoraussetzungen beachtlich.

Da für die Hof- oder Betriebsflächen sowie potenzielle Erweiterungsflächen mit Ausnahme der Maximalhöhe keine weiteren Festsetzungen - insbesondere zur Art und Maß der Nutzung - in diesem einfachen Bebauungsplan vorgenommen werden, gilt der § 35 BauGB - mit Einschränkung der Regelung der Anlagenhöhe - in vollem Umfang als Genehmigungsgrundlage. Der Status der Hofstandorte/der Betriebsstandorte als Außenbereichsnutzungen hat sich in keiner Weise durch die Einbeziehung in den Bebauungsplan geändert.

5.
Ergänzende Angaben

5.1
Daten zum Verfahrensablauf

	Aufstellungsbeschluss (Rat)
	18.12.2012

	Entwurfsbeschluss (Rat)
	01.04.2014

	Öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB
	17.11.2014 – 22.12.2014

	Satzungsbeschluss durch den Rat 
	13.10.2015


Damme, den


LS

Bürgermeister

Teil II: 
Umweltbericht

1
Einleitung

Gemäß § 2 (4) BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Belange des Umweltschutzes, insbesondere die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen, im Rahmen einer Umweltprüfung zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu bewerten. Hierbei sind insbesondere die in § 1 (6) Nr. 7 BauGB aufgeführten Belange zu berücksichtigen und die in § 1a BauGB genannten Vorschriften anzuwenden. Die Ergebnisse der Umweltprüfung sind im Aufstellungsverfahren des Bauleitplans in die Abwägung einzustellen.

Im nachfolgenden Umweltbericht werden die Belange des Umweltschutzes entsprechend dem gegenwärtigen Planungsstand für die Abwägung aufbereitet. Hierbei werden die in der Anlage zu § 2 (4) und § 2a BauGB vorgegebenen Inhalte aufgenommen.

1.1
Inhalt und Ziel der Bauleitplanung

Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 151/16 setzt von Bebauung freizuhaltende Flächen fest, in denen bestimmte Tierhaltungsanlagen, die nach § 35 (1) Nr. 1 BauGB oder nach § 35 (1) Nr. 4 BauGB zu beurteilen sind, nicht zugelassen werden. Dadurch werden die Erweiterungsmöglichkeiten an den Hofstellen / Betriebsstandorten konzentriert und der Verbrauch freier Landschaft bleibt gering.
Damit sollen absehbare Nutzungskonflikte zwischen dem zunehmenden Siedlungsdruck durch Tierhaltungsanlagen auf die bisher unbebauten Landschaftsräume und den städtischen Zielen der Sicherung von Freiraumfunktionen, insbesondere aus Gründen des Landschaftsschutzes und für die Tourismus- und Erholungsfunktionen, vorsorglich und nachhaltig entflochten werden.
Der Bebauungsplan Nr. 151/16, 1. Änderung und Ergänzung als Neuaufstellung für für die Tierhaltungsbetriebe 16/4 und 16/7 lässt – wie der Ursprungsbebauungsplan – keine zusätzlichen Baurechte zu. Er konzentriert die Zulässigkeit von Tierhaltungsanlagen, die nach § 35 (1) Nr. 1 BauGB oder nach § 35 (1) Nr. 4 BauGB zu beurteilen sind, auf ausgesuchte Flächen, die im räumlichen Zusammenhang zu bereits vorhandenen Tierhaltungsbetrieben stehen. 
Die vorliegende Änderung und Ergänzung wurde erforderlich, um bei diesen beiden Tierhaltungsbetrieben eine Anpassung an die Betriebsplanungen herzustellen; die geplanten baulichen Veränderungen stellen im Sinne der städtischen Ziele eine verträglichere Lösung dar, als in dem in Kraft getretenen Bebauungsplan noch vorgesehen war.

1.2
Ziele des Umweltschutzes einschließlich FFH Verträglichkeit und Artenschutz und deren Berücksichtigung in der Planung

Umweltziele der Fachgesetze

Die wesentlichen Ziele des Umweltschutzes sind in den Gesetzen zum Naturschutz, zum Bodenschutz, zum Gewässerschutz und zum Immissionsschutz formuliert. Da der vorliegende Bebauungsplan keine zusätzlichen Baurechte für bestimmte Vorhaben vorbereitet, bleiben die in den Fachgesetzen verankerten Umweltschutzziele von dem Bebauungsplan unberührt. 

Darin eingeschlossen sind auch die artenschutzrechtlichen Anforderungen gemäß § 44 BNatSchG, die durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht berührt werden. Grundsätzlich ist die Einhaltung der artenschutzrechtlichen Anforderungen auf der Ausführungsebene (Anlagengenehmigung) sicherzustellen. 
Weiterhin eingeschlossen sind die Anforderungen an die Waldumwandlung. Die Ersatzaufforstungen sind im Zuge der Anlagengenehmigung sicherzustellen.
Geschützte Bereiche

Auf den Schutz von Einzelbäumen und Baumreihen, die als naturnahe Flächen im Sinne des § 22 (4) NAGBNatSchG anzusehen sind, wird hingewiesen. Die konkrete räumliche Abgrenzung ist im Bedarfsfall durch die Untere Naturschutzbehörde beim Landkreis Vechta festzulegen.

In dem gemäß § 14 (9) NAGBNatSchG von der Naturschutzbehörde geführten Verzeichnis der geschützten Teile von Natur und Landschaft sind im Plangebiet keine gemäß § 30 BNatSchG gesetzlich geschützten Biotope vorhanden.

FFH-Verträglichkeit

Ab ca. 350 m nordwestlich des Plangebietes beginnen die Flächen des FFH-Gebietes Dammer Berge. Durch die Konzentration der für Tierhaltungsanlagen zur Verfügung stehenden Flächen werden die Mindestabstände zwischen den Flächen des FFH-Gebietes und den möglichen Flächen zur Errichtung der genannten Tierhaltungsanlagen auf je nach Lage des Ausgangsbetriebes ca. 900 – 1.000 m (Betrieb 16/4) und über 1.200 m (Betrieb 16/7) erhöht. Insofern werden die FFH-Ziele unterstützt, und der B-Plan begründet keine Beeinträchtigungen des FFH-Gebietes. 

Ziele der Fachpläne

Der Landschaftsplan der Stadt Damme
 ordnet das Plangebiet dem Entwicklungsbereich G3 – Landwirtschaftlich genutzter Geestbereich östlich von Damme zu. 

Als Ziel gilt die Entwicklung artenreicher Saumbiotope. Nach den örtlichen naturräumlichen Voraussetzungen sind als entwicklungswürdige Saumbiotope im Plangebiet vorrangig Hecken, Baumreihen und Krautsäume geeignet.

Weiteres Ziel ist die Sicherung und Weiterentwicklung der vorhandenen Biotopstrukturen, hier Grünland und Stillgewässer, der Biotopverbund durch die genannten Saumbiotope (s.o.) und die Neuanpflanzung standortheimischer Gehölzstrukturen.

Für Baumreihen und Einzelbäume gilt allgemein der Schutz im Sinne des § 22 (4) NAGBNatSchG. Der Bebauungsplan begründet keine zusätzlichen Beeinträchtigungen geschützter Strukturen.

2
Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

2.1 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands 

Naturräumliche Grundlagen

Damme liegt in der naturräumlichen Region „Ems-Hunte-Geest und Dümmer Geestniederung“ in der naturräumlichen Haupteinheit „Bersenbrücker Land“. 

Das Plangebiet liegt in der Untereinheit „Dammer-Flottsand und Sandergebiet“ im Übergangsbereich zur nordwestlich anschließenden Untereinheit „Dammer Berge“.

Boden, Wasser, Klima, Luft

Ausgangsgesteine der Bodenbildung sind Feinsande und Mittelsande, z. T. mit Schluff- und Lehmanteilen, auf denen sich als Bodentyp Parabraunerden entwickeln. 
Bodentyp in der von Bokern in südöstliche Richtung verlaufenden Niederung ist Gley mit Erdniedermoorauflage.
 

Das Geländeniveau bewegt sich im Norden in Richtung Dammer Berge bei etwa 80 m ü. NN und fällt in südliche Richtung auf 75 – 70 m ab. In der Senke im äußersten Südosten an der L 853 fällt das Gelände auf unter 60 m ü. NN ab.
 

Die Grundwasserneubildungsrate beträgt >100 – 200 mm/a. Der Hauptgrundwasserleiter liegt bei etwa 40 m ü. NN.

Den Waldflächen der Dammer Berge wird eine Bedeutung als Frischluft- bzw. Kaltluftentstehungsgebiet beigemessen.

Lufthygienisch gilt der gesamte Raum als vergleichsweise hoch durch Stickstoff- und Ammonium vorbelastet.

Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt

Die biologische Vielfalt des Plangebietes ist von den landwirtschaftlichen Nutzungen und der Siedlungsstruktur des Ortsteiles Bokern bestimmt. 

Die Teilbereiche I und III werden ackerbaulich genutzt. Teilbereich II stellt sich als hofnahes Grünland dar. Im Teilbereich IV ist hofnaher Wald vorhanden.
Landschaftsbild

Teilbereich I: Teilbereich I (nördlicher Teil) ist eine Ackerfläche, die zwischen zwei Hofstellen liegt. Sie ist dem landwirtschaftlichen Nutzungsraum zuzuordnen. Der südliche Teil der Teilfläche I, der zukünftig von Tierhaltungsanlagen freizuhalten ist, bildet in der freien landwirtschaftlich geprägten Landschaft den östlichen Bereich der für Tierhaltungsanlagen zulässigen Fläche nach dem rechtskräftigen Bebauungsplan.

Teilbereiche II, III, IV: Die Teilfläche IV bildet aktuell mit dem teilweise alten Waldbestand den landschaftstypischen Siedlungsrand einer großen Hofstelle und die Einbindung in die Landschaft. Teilfläche II mit dem hofnahen Grünland stellt sich auch als landschaftstypisches Element dar. Teilfläche III bildet in der freien landwirtschaftlich geprägten Landschaft den östlichen Bereich der für Tierhaltungsanlagen zulässigen Fläche nach dem rechtskräftigen Bebauungsplan.
Mensch 

Für die Betrachtung des Schutzgutes Mensch in der Bauleitplanung sind zum einen gesundheitliche Aspekte, vorwiegend Lärm und andere Immissionen, zum anderen regenerative Aspekte, wie Erholung, Freizeitfunktionen und Wohnqualität, von Bedeutung.

Unter Lärmaspekten können allgemein verkehrsbedingte Vorbelastungen durch den Straßenverkehr der nächsten Straßen und bezogen auf andere Immissionen die allgemeinen Vorbelastungen durch Stickstoff und Ammonium (s. o.) relevant sein. 

Im Hinblick auf die Erholungsnutzung liegt der Ortsteil Bokern innerhalb des „Erholungsgebietes Dammer Berge“ im südlichen Vorland der Dammer Berge und ist Teil eines großräumig touristisch genutzten Bereiches. Das Plangebiet liegt eingebettet in ein Netz von Freizeitwegen an der Hauptverbindungsstraße von Damme zur Erholungslandschaft am Dümmer See.  

Kultur und Sachgüter 

Kultur- oder Bodendenkmäler bestehen nicht und es sind keine besonderen, über die vorhandenen Gebäude und allgemeinen Grundflächenwerte hinausgehenden Sachgüter vorhanden.

Wechselbeziehungen 

Es liegen insofern besondere Wechselbeziehungen zwischen den Umweltschutzgütern vor, als dass die landschaftlichen Qualitäten die Erholungseignung der Landschaft begründen.

2.2 Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung

Bei Nichtdurchführung der Planung gelten die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 151/16, die hof-fernere Flächen für die Errichtung von Tierhaltungsanlagen zulassen. Für die Teilfläche I stellt die Nichtdurchführung eine größere Beanspruchung der freien Landschaft dar. Für die Teilflächen II, III und IV bedeutet die Nichtdurchführung die Erhaltung eines landschaftstypischen und landschaftsprägenden Hofwaldes.
2.3 Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung

Bei Verwirklichung der Planung wird sichergestellt, dass die im Plangebiet bestehenden Freiraumfunktionen nicht durch gemäß BauGB § 35 (1) Nr. 1 oder Nr. 4 zu beurteilende Tierhaltungsanlagen beeinträchtigt werden.

Die Eignung des Raumes und die Funktionen für die Naherholungsnutzung und die touristischen Potenziale bleiben sichergestellt. 

Die vorliegende Bauleitplanung schafft keine zusätzlichen Baurechte und begründet keine zusätzlich zulässigen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft und keine Waldumwandlung.

Für die weiterhin nach § 35 BauGB zulässigen Vorhaben sind die im Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich erheblicher Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft im nachgeordneten Bauantragsverfahren abschließend zu regeln. Hier ist auch über die Zulässigkeit der Waldumwandlung zu entscheiden.
Im Rahmen dieser Maßnahmen sollen insbesondere die landschaftlichen Auswirkungen gering gehalten werden. Insofern setzt der Bebauungsplan in den weiterhin für Tierhaltungsanlagen zulässigen Flächen randlich zur freien Landschaft Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern fest.

2.4 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen

Der Bebauungsplan dient der Vermeidung und der Verringerung nachteiliger Auswirkungen durch gemäß BauGB § 35 (1) Nr. 1 oder Nr. 4 zu beurteilende Tierhaltungsanlagen.

Da der vorliegende Bebauungsplan keine neuen Baurechte, keine zusätzlich zulässigen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft und keine Waldumwandlung begründet, liegt im Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung kein Eingriff vor und es sind keine weiteren Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen auf Natur und Landschaft erforderlich.

Auch kommen keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände zum Tragen, so dass im Bebauungsplan unter artenschutzrechtlichen Aspekten ebenfalls keine weiteren Maßnahmen vorzusehen sind.

Im Hinblick auf die im Plangebiet weiterhin möglichen konkreten Bauvorhaben ist die Einhaltung der Maßgaben des Artenschutzrechtes, der Waldumwandlung und der Eingriffsregelung im Rahmen des Bauantrages zu prüfen und sicherzustellen.

Zur landschaftlichen Einbindung der weiterhin für Tierhaltungsanlagen zulässigen Flächen sind randliche Pflanzgebote festgesetzt, in denen die für die gegebenenfalls beantragten Baugenehmigungen erforderlichen Ausgleichs- bzw. Pflanz- und Eingrünungsmaßnahmen umgesetzt werden sollen.

2.5 Anderweitige Planungsmöglichkeiten

Für den Betrieb 16/7 sind mehrere Standorte für die Errichtung von Tierhaltungsanlagen geprüft worden. Sowohl ein Standort an der Straße Dalinghausen als auch ein Standort nördlich der Straße Bokern/K 272 stellen neue Standorte in der freien Landschaft dar und werden gegenüber dem möglichen Erweiterungsstandort an der Hofstelle zurückgestellt (s. im einzelnen Teil I dieser Begründung, Kap. 3.2.1).

Für den Betrieb 16/4 wurde eine südliche Entwicklungsfläche geprüft; mit dem Erwerb einer benachbarten Hoffläche ergibt sich die Möglichkeit einer kompakteren Erweiterung als bessere Alternative, die mit dieser 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes vollzogen wird.

3.
Zusätzliche Angaben

3.1
Technisches Verfahren bei der Umweltprüfung und Überwachung unvorhergesehener Beeinträchtigungen 

Die Zusammenstellung der Unterlagen erfolgte auf der Grundlage der Auswertung vorhandener Fachdaten und Fachplanungen sowie örtlicher Überprüfungen.

Auf Grundlage der durchgeführten Erfassungen sind nicht alle zukünftigen Auswirkungen der Planung auf Arten und natürliche Lebensräume im Sinne des § 19 Abs. 2 und 3 BNatSchG sicher prognostizierbar. Es können nachteilige Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des günstigen Erhaltungszustandes der genannten Arten oder Lebensräume verursacht werden, deren Vorkommen im Einwirkungsbereich der Planung bisher nicht bekannt ist oder die sich künftig im Einwirkungsbereich der Planung ansiedeln bzw. entwickeln. Eine vollständige Freistellung nachteiliger Auswirkungen gemäß § 19 Abs. 1 BNatSchG kann deshalb planerisch und gutachterlich nicht gewährleistet werden.
Besondere Maßnahmen zur Überwachung sind nicht erforderlich, da der Bebauungsplan keine erheblichen Umweltauswirkungen begründet.

3.2
Allgemein verständliche Zusammenfassung 
Der Bebauungsplan Nr. 151/16, 1. Änderung und Ergänzung als Neuaufstellung zur planerischen Steuerung von Tierhaltungsanlagen für den Ortsteil Bokern lässt – wie der Ursprungsbebauungsplan – keine zusätzlichen Baurechte zu. Er konzentriert die Zulässigkeit von Tierhaltungsanlagen, die nach § 35 (1) Nr. 1 BauGB oder nach § 35 (1) Nr. 4 BauGB zu beurteilen sind, auf ausgesuchte Flächen, die im Flächenzusammenhang zu bereits vorhandenen Tierhaltungsbetrieben stehen. 

Die vorliegende Änderung und Ergänzung wurde erforderlich, um bei zwei Tierhaltungsbetrieben eine Anpassung an die Betriebsplanungen herzustellen; die geplanten baulichen Veränderungen stellen im Sinne der städtischen Ziele eine verträglichere Lösung dar, als in dem in Kraft getretenen Bebauungsplan noch vorgesehen war.

Im Hinblick auf die im Plangebiet weiterhin zulässigen Bauvorhaben ist die Einhaltung der Maßgaben des Artenschutzrechtes, der Waldumwandlung und der Eingriffsregelung im Rahmen des Bauantrages zu prüfen und sicherzustellen.

Zur landschaftlichen Einbindung der weiterhin für Tierhaltungsanlagen zulässigen Flächen sind randliche Pflanzgebote festgesetzt, in denen die für die gegebenenfalls beantragten Baugenehmigungen erforderlichen Ausgleichs- bzw. Pflanz- und Eingrünungsmaßnahmen umgesetzt werden sollen.

Anhang

· Abbildung: Topographische Struktur im Bereich des Endmoränenzuges Dammer Berge (Auszug aus Topographischer Karte Maßstab 1:100.000, abgedruckt in Nds. Landesvermessungsamt Hannover, Dr. E. Schrader: Die Landschaften Niedersachsens, Ein Topographischer Altlas, 1957)
· Abbildung: Nutzungen (nach ALK)

· Abbildung: Tourismus- und Erholungsinfrastruktur
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Abbildung: Topographische Struktur im Bereich des Endmoränenzuges Dammer Berge
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Quelle: unmaßstäblicher Auszug aus Topographischer Karte 1:100.000, abgedruckt in Nds. Landesvermessungsamt Hannover, Dr. E. Schrader: Die Landschaften Niedersachsens, Ein Topographischer Altlas, 1957
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